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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes Uber die Rückzahlung der 
einbehaltenen Beiträge zur Krankenversicherung der 

Rentner 

(Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, FDP) 


A. Problem 

Die Einführung des Krankenversicherungsbeitrages der Rentner 
vom 1. Januar 1968 an in Höhe von 2 v. H. war ein Teil der 
Maßnahmen, die nach Kürzung der Bundeszuschüsse zur Finan- 
zierung der gesetzlichen Rentenversicherungen getroffen wur- 
den. Nachdem der Krankenversicherungsbeitrag der Rentner 
vom 1. Januar 1970 an abgeschafft wurde, sollen mmmehr die 
von den Rentnern getragenen Folgen der Rezession wieder- 
gutgemacht werden. 


B. Lösung 

Die einbehaltenen Beitrage zur Krankenversicherung der 
Rentner werden nach einem Pauschalverfahren zurückgezahlt. 
Dabei beträgt die Rückzahlung für die Rentner, denen in den 
Jahren 1968 und 1969 Beiträge zur Krankenversicherung ein- 
behalten wurden, 40 v. H. der im April 1972 gezahlten Rente. 
Die Rückzahlung wird maschinell durch die Bundespost er- 
folgen. 

C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Die Kosten halten sich etwa in der Hohe der Einnahmen, die 
die gesetzlichen Rentenversicherungen aus den Beiträgen der 
Rentner zur Krankenversicherung in den Jahren 1968 und 1969 
erzielt haben. Diese sind für die ArV 738 Millionen DM, für 
die AnV 429 Millionen DM (Zwischensumme 1167 Millionen 
DM), für die knappsdiaftliche Rentenversicherung 169 Millio- 
nen DM. Die Knappschaft soll die hierfür erforderlichen Mittel 
durch Aufnahme eines Darlehens bei einem anderen Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung erhalten. Dies wird später zu 
einer entsprechenden Erhöhung des Bundeszuschusses an die 
knappschaftliche Rentenversicherung führen. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Rückzahlung der einbehaltenen Beiträge 
zur Krankenversidierung der Rentner 
(Beiträge-Rückzahlungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Grundsatz 

Die in den Jahren 1968 und 1969 von den Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen einbe- 
haltenen Beiträge zur Krankenverschierung der 
Rentner werden nach Maßgabe der folgenden Vor- 
schriften rückgezahlt. Zu den Renten im Sinne des 
Satzes 1 gehört auch die Knappschaftsausgleichs- 
leistung nach § 98 a des Reichsknappschaftsgesetzes. 

§2 

Anspnidisberechtigter Personenkreis 

(1) Ahspruchsberechtigt sind Personen, an die für 
den Monat April 1972 eine Rente zu zahlen ist, so- 
fern die in § 3 genannten Voraussetzungen hinsicht- 
lich der allgemeinen Bemessungsgrundlage und des 
Rentenbeginns erfüllt sind. Satz 1 gilt nicht für 
Bezieher eines Knappschaftssoldes, einer Berg- 
mannsrente oder einer Knappschaftsrente wegen 
Berufsunfähigkeit nach § 53 Abs. 2 Salz 1 erster 
Halbsatz des Reichsknappschaftsgesetzes, sofern 
nicht die Bergmannsrente oder die Knappschafts- 
rente wegen Berufsunfähigkeit aus einer Rente um- 
gewandelt ist, von der in den Jahren 1968 und 1969 
oder in einem dieser Jahre Beiträge zur Kranken- 
versicherung der Rentner einzubehalten waren. 
Satz 1 gilt auch nicht, soweit in den Jahren 1968 
und 1969 ein Knappschaftssold, eine Bergmanns- 
rente oder eine Knappschaftsrente wegen Berufs- 
unfähigkeit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz 
des Reichsknappschaftsgesetzes gezahlt worden ist. 


(2) Bei Personen, deren Rente für den Monat 
April 1972 ins Ausland gezahlt wird, gilt Absatz 1 
Satz 1 nur, wenn in den Jahren 1968 und 1969 oder 
in einem dieser Jahre Beiträge zur Krankenversi- 
cherung der Rentner einbehalten sind; § 3 findet 
entsprechende Anwendung. 

§3 

Höhe der Zahlung 

(1) Der zu zahlende Betrag beträgt 40 vom Hun- 
dert des Zahlbetrages der Rente ohne Kinderzu- 
schuß für den Monat April 1972, wenn 

1. bei Versicherten der Feststellung der Versicher- 
tenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1966 oder für ein früheres Jahr zu- 
grunde gelegt ist und die Rente im Jahre 
1968 oder in einem früheren Jahr begonnen 
hat, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1968 zugrunde gelegt ist und die Rente 
im Jahre 1968 begonnen hat, 

c) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969, 1970, 1971 oder 1972 zugrunde ge- 
legt ist und die Rente aus einer Rente umge- 
wandelt wurde, die im Jahre 1966 oder in 
einem früheren Jahr cxier im Jahre 1968 be- 
gonnen hat, 

2. bei Empfängern einer Bergmannsrente oder 
einer Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig- 
keit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Reichsknappschaftsgesetzes, wenn in den Jah- 
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ren 1968 und 1969 eine andere Versichertenrente 
gezahlt worden ist und der Feststellung dieser 
Rente nicht die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1967 zugrunde gelegt worden 
ist, 

3. bei Witwen, Witwern und Waisen der Feststel- 
lung der Hinterbliebenenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1966 oder für ein früheres Jahr oder für 
das Jahr 1968 zugrunde gelegt ist, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969, 1970, 1971 oder 1972 zugrunde ge- 
legt ist, wenn der Versicherte bis zu seinem 
Tode eine Versichertenrente bezog, die im 
Jahre 1966 oder in einem früheren Jahr oder 
im Jahre 1968 begonnen hatte. 

(2) Der zu zahlende Betrag beträgt 20 vom Hun- 
dert des Zahlbetrages der Rente ohne Kinderzu- 
schuß für den Monat April 1972, wenn 

1. bei Versicherten der Feststellung der Versicher- 
tenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1967 zugrunde gelegt ist und die Rente 
in den Jahren 1967, 1968 oder 1969 begonnen 
hat, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969 oder für ein früheres Jahr zu- 
grunde gelegt ist und die Rente im Jahre 
1969 begonnen hat, 

c) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969, 1970, 1971 oder 1972 zugrunde 
gelegt ist und die Rente aus einer Rente um- 
gewandelt wurde, die im Jahre 1967 oder 
1969 begonnen hat, 

2. bei Empfängern einer Bergmannsrente oder 
einer Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig- 
keit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Reichsknappsdiaftsgesetzes, wenn im Jahre 1968 
oder 1969 oder bei einem im Jahre 1967 einge- 
tretenen Versicherungsfall in den Jahren 1968 
und 1969 oder nur im Jahre 1969 eine andere 
Versichertenrente gezahlt worden ist, 

3. bei Witwen, Witwern und Waisen der Feststel- 
lung der Hinterbliebenenrente 

a) die allgemeine Bernes sungsgrundla ge für das 
Jahr 1967 oder 1969 zugrunde gelegt ist, so- 
weit nicht Absatz 1 Nr. 3 zur Anwendung 
kommt, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1970, 1971 oder 1972 zugrunde gelegt ist, 
wenn der Versicherte bis zu seinem Tode 
eine Versichertenrente bezog, die im Jahre 
1967 oder 1969 begonnen hatte, 

(3) Als Kinderzuschuß im Sinne der Absätze 1 
und 2 gilt auch der Betrag, um den die Waisen- 
rente nach § 1269 Abs, 1 Satz 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung, § 46 Abs. 1 Satz 3 des Angestellten- 


versicherungsgesetzes oder § 69 Abs. 6 Satz 3 des 
Reichsknappschaftsgesetzes erhöht worden ist. 

(4) In den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten gilt als Jahr des Rentenbe- 
ginns im Sinne der Absätze 1 und 2 das in den Ren- 
tenzahlungsunterlagen der Deutschen Bundespost 
maschinell geführte Jahr des Rentenbeginns. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung gilt in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstaben a und b und 
des Absatzes 2 Nr. 1 Buchstaben a und b das Jahr 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage als Jahr des 
Rentehbeginns, wenn aus den maschinell geführten 
Daten das Jahr des Rentenbeginns nicht festgestellt 
werden kann. 

§4 

Zahlung in besonderen Fällen 

Personen, an die für den Monat April 1972 eine 
Rente zu zahlen ist, erhalten die Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der Rentner, die in den Jahren 
1968 und 1969 nachweisbar einbehalten sind, zu- 
rückgezahlt, wenn die Rente, von der die Beiträge 
einbehalten sind, vor dem 1. April 1972 entzogen 
oder weggefallen ist und soweit keine Zahlung nach 
den §§ 2 und 3 zu erfolgen hat. 

§5 

Rundung des zu zahlenden Betrages 

Der nach den §§ 2 bis 5 zu zahlende Betrag ist 
auf 10 Deutsche Pfennig nach oben abzurunden. 

§6 

Anrechnungsfreiheit 

(1) Soweit bei 

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach dem 
Bunidesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz 
für Jugend Wohlfahrt, 

dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach 
dem Zweiten Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637) und 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderen Einkommen abhängig ist, bleiben die nach 
den §§ 1 bis 4 auszuzahlenden Beträge bei den Er- 
mittlungen des Einkommens unberücksichtigt. Die 
auszuzahlenden Beträge sind ferner bei der Gewäh- 
rung von Übergangsgeld während der Durchführung 
von Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit durch 
einen Rentenversicherungsträger und bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenhilfe 
sowie der Altershilfe für Landwirte nicht zu berück- 
sichtigen. 
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(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz unter Berück- 
sichtigung der im Saarland geltenden Fassung an- 
zu wenden ist. 

§7 

Regelung für Ubergangsfälle 

Wird die Rente nach Inkrafttreten dieses Geset- 
zes für Zeiten vom 1. Januar 1968 bis 31. Dezember 
1969 festgestellt, so sind keine Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der Rentner mehr einzubehalten; 
ein Anspruch auf Zahlung nach diesem Gesetz be- 
steht nicht. 

§8 

Mittelaufbringung 

in der knappschaftlichen Rentenversicherung 

Die Bundesknappschaft wird ermächtigt, sich die 
für die Rückzahlung des Krankenversicherungsbei- 


trages an Knappschaftsrentner nach diesem Gesetz 
erforderlichen Mittel durch Aufnahme eines Dar- 
lehns bei einem Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung zu beschaffen. 

§9 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Aufgrund dieses Gesetzes sollen die von den Rent- 
nern in den Jahren 1968 und 1969 getragenen Bei- 
träge zur Krankenversicherung der Rentner pauscha- 
liert zurückgezahlt werden. 

Die Einführung des Krankenversicherungsbeitrags 
der Rentner ab 1. Januar 1968 war ein Teil der 
Maßnahmen, die nach Kürzung der Bundeszuschüsse 
zur Sanierung der Finanzierung in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen getroffen worden sind. Nach- 
dem die jetzige Bundesregierung alsbald nach ihrer 
Regierungsübernahme die Beteiligung der Rentner 
an den Aufwendungen für die Krankenversicherung 
der Rentner mit Wirkung vom 1. Januar 1970 be- 
seitigt hat, ist es nunmehr an der Zeit, die auch von 
den Rentnern getragenen Folgen der Rezession ab- 
zugelten. Dieser Schritt rechtfertigt sich zum heuti- 
gen Zeitpunkt, weil die Rentner noch immer an den 
Folgen der Rezession zu leiden haben. Der Renten- 
anpassungssatz für 1972 mit 6,3 v. H. beruht noch 
auf den geringen Lohnsteigerungen der Rezessions- 
jahre und wird erst 1973 auf 9,5 v. H. und 1974 auf 
über 11 V. H. steigen. Diese Spätfolge der Rezession 
wird durch die Rückzahlung des Rentnerkrankenver- 
sicherungsbeitrags gemildert. Die Rückzahlung im 
Frühjahr 1972 ist auch mit der dann zu erwartenden 
konjunkturellen Situation vereinbar und erleichtert 
es den Rentnern, mit der aktuellen Lohn- und Ge- 
haltsentwicklung Schritt zu halten. 

Die Rückzahlung wird rund 9 Millionen Rentner be- 
treffen; eine schnelle Auszahlung soll gewährleistet 
werden. Die Nachzahlung wird 40 v. H. bzw. 20 v. H. 
der laufenden Rente betragen. Insgesamt erfordert 
der Vorschlag Aufwendungen von rund 1,3 Milliar- 
den DM, die angesichts der günstigen Finanzlage der 
Rentenversicherung aufgebracht werden können, 
ohne die finanzielle Stabilität der Rentenversiche- 
rung, auch unter Berücksichtigung des Rentenreform- 
gesetzes, zu gefährden. 

Im Interesse einer baldigen Auszahlung ist es er- 
forderlich, das Verfahren über die Auszahlung zu 
pauschalieren. Der Gesetzentwurf stellt sicher, daß 
die Auszahlung bis auf wenige Ausnahmen maschi- 
nell durch die Deutsche Bundespost vorgenommen 
werden kann. 


Besonderer Teil 

Zu§l 

Die Vorschrift enthält den Grundsatz, daß zur Ab- 
geltung der in den Jahren 1968 und 1969 von den 
Renten einbehaltenen Beiträge zur Krankenversiche- 
rung der Rentner Zahlungen zu erbringen sind. 


Zu §2 

Die Vorschrift bestimmt den anspruchsberechtigten 
Personenkreis. Nach ihr sind anspruchsberechtigt nur 
die Personen, die im April 1972 rentenberechtigt 
sind und die in den Jahren 1968 und 1969 Beiträge 
zur Krankenversicherung der Rentner gezahlt ha- 
ben. Im Bereich der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden damit Bezieher eines Knapp- 
schaftssoldes, einer Bergmannsrente oder einer 
Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit nach 
§ 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des RKG ausge- 
schlossen, da von diesen Personen keine Beiträge 
gezahlt worden sind. 


Zu § 3 

Für die Berechnung des auszuzahlenden Betrages 
ist ein pauschaliertes Verfahren vorgesehen. Da die 
Rentner möglichst bald in den Genuß der Zahlungen 
kommen sollen, scheidet eine Rückzahlung der tat- 
sächlich einbehaltenen Beträge aus, da hierfür zeit- 
raubende Vorarbeiten erforderlich wären. In den 
Absätzen 1 und 2 ist deshalb die Höhe des zu 
zahlenden Betrages als Anteil der für den Monat 
April 1972 zu zahlenden Rente ohne Kinderzuschuß 
bestimmt. 

Der genannte Anteil von 40 v. H. entspricht in etwa 
den tatsächlich einbehaltenen Beiträgen, wenn die 
Zeit des Beitragsabzuges vom 1. Januar 1968 bis 
31. Dezember 1969 zugrunde gelegt wird und die 
bisher erfolgten Veränderungen aufgrund von Ren- 
tenanpassungen zurückzuführen sind *). Mangels 
entsprechender Daten in den Zahlungsunterlagen 
der Deutschen Bundespost geht der Gesetzentwurf 
davon aus, daß für die Berechtigten Beiträge jeweils 
für volle Jahre einbehalten worden sind und dem- 
gemäß für volle Jahre eine Abgeltung erfolgt. Ver- 
änderungen in der Rentenhöhe zwischen 1968 und 
1972 bleiben, soweit sie sich nicht aus Rentenanpas- 
sungen ergeben, unberücksichtigt, da die Zahlbe- 
träge, von denen Beiträge einbehalten worden sind, 
maschinell nicht greifbar sind. 

Entsprechend den von der Deutschen Bundespost 
festgehaltenen Merkmalen bestimmt sich die Höhe 
des auszuzahlenden Betrages nach dem Jahr der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage für die Renten- 
feststellung und dem Jahr des Beginns der Rente. 
Diese Merkmale ihrerseits geben Aufschluß darüber, 
ob in den Jahren 1968 und 1969 oder in einem dieser 
Jahre ein Abzug des Beitrages zur Krankenversiche- 
rung der Rentner erfolgt ist. 


*) Der Anteil von 20 v. H. stellt darauf ab, daß Beiträge 
im Jahre 1968 oder nur im Jahre 1969 einbehalten 
worden sind. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/2919 


Renten, bei deren Feststellung die allgemeine Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1967 zugrunde ge- 
legt worden ist, sind in Absatz 1 nicht mit aufge- 
führt, weil von ihnen im Jahre 1968 keine Kranken- 
versicherungsbeiträge einzubehalten waren. 


Zu § 4 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß in den Fällen, in 
denen in den Jahren 1968 und 1969 von einer in- 
zwischen entzogenen oder weggefallenen Rente 
Krankenversidierungsbeiträge einbehalten sind und 
der Berechtigte heute wieder Rentner ist, die ein- 
behaltenen Beiträge zurückgezahlt werden. 


Zu §5 

Die vorgesehene Rundung entspricht der für Renten- 
zahlungen. 

Zu § 6 

Die Vorschrift enthält die auch in den Rentenanpas- 
sungsgesetzen übliche Anrechnungsfreiheit auf an- 
dere Leistungen. 

Zu §7 

Soweit nach Inkrafttreten des Gesetzes für Zeiten 
1968 und 1969 Renten festzustellen sind, soll ein 
Abzug von Beiträgen zur KVdR nicht mehr erfolgen. 

Zu § 8 

Siehe finanzielle Begründung. 

Zu §§ 9 und 10 

Regelungen enthalten die übliche Berlin-Klausel und 
Inkrafttretensvorschrift. 


Finanzielle Begründung 

1. Nach dem Renten anpassungsbericht 1971 belie- 
fen sich die Einnahmen der drei Zweige der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen aus dem Eigenbeitrag 
der Rentner zur KVdR in Höhe von 2 v. H. der Rente 
(ohne Kincierzuschuß), der im Finanzänderungsge- 
setz 1967 (BGBl, I S. 1259) beschlossen worden war, 
auf die nachstehenden Beträge (Millionen DM) : 


Versicherungszweig 

1968 

1969 

zu- 

sammen 

ArV 

333 

405 

738 

AnV 

193 

236 

429 

Zwisdiensumme 

526 

641 

1 167 

KnRV 

77 

92 

162 

insgesamt 

603 

733 

1 336 


2. Da der in den Jahren 1968 und 1969 einbehal- 
tene KVdR-Beitrag nur denjenigen Rentnern er- 
stattet werden soll, deren Rente im Jahre 1972 noch 
läuft, mindert sich der Aufwand um die seit dem 
1. Januar 1970 eingetretenen Rentenwegfälle. 

Andererseits erhöht sich infolge der Pauschalierun- 
gen der Betrag wieder. Saldiert dürfte sich der Ge- 
samtaufwand geringfügig erhöhen. 

3. Da die Bundesregierung den Haushalt 1972 be- 
reits verabschiedet hat und die Rentenversicherungs- 
träger insgesamt 1972 eine günstige Liquiditätslage 
aufweisen, soll die Bundesknappschaft sich die Mit- 
tel durch Aufnahme eines Darlehens beschaffen. Die 
durch Zinsen und Tilgung entstehende Belastung der 
Bundesknappschaft wird später zu einer entspre- 
chenden Erhöhung des Bundeszuschusses an die 
knapp schaftliche Rentenversicherung führen. Diese 
Beträge sind im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung des Bundes zu berücksichtigen. Die Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte hat die Ver- 
gabe eines Darlehens im Rahmen ihrer Vermögens- 
lagen in Aussicht gestellt. 
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